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Dietrich Kebschuli

Rohstoff­
sicherung — 
aber wie?

Die Verknappung der Ölliefe­
rungen traf die Bundesregie­

rung keineswegs ohne echtes 
Konzept. Aber offensichtlich war 
dieses Konzept unter den verän­
derten Umständen falsch. Denn 
die deutsche Energieversorgung 
beruhte auf den Prinzipien einer 
funktionierenden liberalen Welt­
wirtschaft. Sobald deren Grund­
regeln durch andere Staaten 
ernsthaft verletzt wurden, waren 
Schwierigkeiten unvermeidlich.

In dieser Situation hätte es 
kaum noch der regierungsamt­
lichen Feststellung bedurft, daß 
die völlige Abhängigkeit von den 
Energiequellen anderer Länder 
langfristig gefährlich werden 
kann. Da das Kind nun einmal in 
den Brunnen gefallen ist, er­
scheint es auch wenig sinnvoll, 
wenn man jetzt — nachdem den 
Konsumenten jahrelang die Vor­
teile des Öls vor Augen geführt

wurden -  immer wieder nach­
drücklich auf den Wert der Stein­
kohle hinweist. In Zukunft kann 
und sollte es nur darum gehen, 
ähnliche Schwierigkeiten zu ver­
meiden.

Bei der Energieversorgung 
könnte das durch verstärkte Kon­
zentration auf andere Energie­
träger gelingen. Unbeantwortet 
bleibt aber vorläufig die Frage, 
ob die Bundesrepublik bei den 
übrigen — ebenso existenznot­
wendigen — Rohstoffen über­
haupt in der Lage wäre, sich von 
ausländischen Liefereinschrän­
kungen bzw. -stopps unabhängig 
zu machen.

Bisher war es eigentlich nie 
notwendig, über dieses Problem 
ernsthaft nachzudenken. Solange 
die Zulieferungen dieser Waren 
vorwiegend aus den Entwick­
lungsländern -  zu relativ niedri­
gen Preisen — erfolgten, konn­
ten Länder wie die Bundesrepu­
blik aufgrund ihres hohen tech­
nischen Wissens, ihrer gut aus­
gebildeten Bevölkerung und ihrer 
weit fortgeschrittenen Wirt­
schaftsstruktur zu immer neuen 
Blüten des Wohlstands gelangen.

Jetzt drohen diese Vorteile 
nahezu über Nacht zu schwinden. 
Denn das Beispiel der Ölländer 
kann durchaus von anderen 
Staaten nachgeahmt werden. 
Bisher scheiterte ihre Einigkeit 
zumeist an den geringen Erfolgs­
aussichten. Innerhalb weniger 
Wochen könnten sie jedoch be­
griffen haben, daß Marktmacht 
nicht nur von den großen Nach­
fragern, sondern auch von einer 
Gruppe gleichgesinnter Anbieter 
ausgeübt werden kann.

Für Länder wie die Bundes­
republik gibt es zur Abwehr einer 
solchen Strategie der Rohstoff­
länder zunächst nur begrenzte 
Möglichkeiten. Denn für die mei­
sten benötigten Rohstoffe aus 
dem landwirtschaftlichen und ex­
traktiven Bereich gibt es nur ge­
ringe Substitutionsmöglichkeiten. 
Auch eine Sicherung der Roh­
stofflieferungen auf längere Sicht 
durch intensivere entwicklungs- 
und außenpolitische Kontakte 
scheidet nach allen bisherigen 
Erfahrungen aus. Dafür sind so­

wohl die weite Streuung der 
ohnehin geringen Entwicklungs­
hilfebeträge als auch die geringe 
Bedeutung des Außenhandels 
und die leichte Ersetzbarkeit 
deutscher Lieferungen verant­
wortlich.

Wenn überhaupt Chancen be­
stehen, die Lieferung der begehr­
ten Güter dauerhaft zu sichern, 
so liegen sie fast ausschließlich 
bei der privaten Wirtschaft. Sie 
müßte eingeschaltet werden, um 
Rohstoffvorkommen zu erfor­
schen und zu entwickeln. Dieser 
Gedanke dürfte auch dem neuen 
Programm des Ministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zugrunde liegen, in dem betont 
wird, daß die Bundesregierung 
den Entwicklungsländern bei der 
Erschließung und Nutzung ihrer 
Bodenschätze im Interesse die­
ser Staaten behilflich sein will.

Unklar bleibt dabei jedoch, 
wie die deutsche Privatwirtschaft 
eine solche Aufgabe bewältigen 
könnte. Denn sowohl im Energie- 
wie im Bergbausektor und auch 
bei sonstigen Rohstoffproduktio­
nen fehlen der Bundesrepublik 
bis auf einige wenige Ausnah­
men wirklich kapitalkräftige und 
international wettbewerbsfähige 
Unternehmen. Bei dieser Struk­
tur werden daher auch noch so 
umfangreiche staatliche For- 
schungs- und Unterstützungs­
maßnahmen kurzfristig nur sehr 
begrenzt wirksam sein können. 
Auf Beratungsverträge, Lizenz- 
und Patentabkommen sowie ge­
meinsame Produktionsunterneh­
men in Entwicklungsländern sind 
deutsche Firmen gerade im Roh­
stoffbereich kaum vorbereitet.

Selbst wenn die Bundesregie­
rung in den nächsten Wochen 
und Monaten -  zur Korrektur 
des bisherigen Kurses — durch­
greifende AnreizmaBnahmen für 
die Industrie konzipiert, kann 
kaum mit schnellen Erfolgen ge­
rechnet werden. Als kurzfristige 
Lösungsmöglichkeit bieten sich 
eher langfristige Kauf- und 
Lieferverträge auf Staatsebene 
an. Hier liegen zunächst die 
neuen großen Aufgaben der 
Außen- und der Entwicklungs­
politik.
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